
 

 

 

 

 

 
Bremerhaven, XXXX 

  
 
 

M i t t e i l u n g  N r .        MIT-FS 105/2019   

zur Anfrage Nr. nach § 39 GOStVV  

der Stadtverordneten 

der Fraktion  

vom 

Thema: 

FS  105/2019 

Doris Hoch 

Die GRÜNEN PP 

19.12.2019 

Berücksichtigung des § 7 Landesgleichstel-

lungsgesetz bei Stellenausschreibungen 

(GRÜNE PP) 

Beratung in öffentlicher Sitzung: Ja Anzahl Anlagen: 0 

 
 
 
I. Die Anfrage lautet: 
 
Wir fragen den Magistrat:   
  

Warum wurde der § 7 des Landesgleichstellungsgesetzes bei der Ausschreibung der Stelle 
einer/eines Baudezernentin/Baudezernenten für Bremerhaven nicht angewandt? 

- Hat das Rechtsamt den Ausschreibungstext geprüft?  
Wenn ja: Zu welchem Ergebnis ist diese Prüfung gelangt? 
 

 
II. Der Magistrat hat am XXXX beschlossen, die obige Anfrage wie folgt zu beantworten: 

 
Die Anfrage wurde zuständigkeitshalber an Herrn Stadtverordnetenvorsteher von Haaren wei-
tergeleitet. Es wurde wie folgt geantwortet: 
 
Der Ausschreibungstext wurde am 11.09.2019 vom Magistrat beschlossen und dem Büro der 
Stadtverordnetenversammlung mit Schreiben vom 19.09.2019 vom Personalamt übermittelt, 
verbunden mit dem Hinweis, dass der Ausschreibungstext dem Gesamtpersonalrat zur Zustim-
mung vorgelegt werde. Die Zustimmung wurde am 23.09.2019 erteilt. Dem üblichen Verfahren 
entsprechend wurde die Ausschreibung dem Ausschuss für Verfassung, Geschäftsordnung, 
Petitionsangelegenheiten und Bürgerbeteiligung in seiner Funktion als Wahlvorbereitungsaus-
schuss mit der Vorlagen-Nr. 41/2019 zur Beschlussfassung vorgelegt. Der Ausschuss stimmte 
der Vorlage in seiner Sitzung am 30.09.2019 mehrheitlich zu, nachdem ein Änderungsantrag 
des Stadtverordneten Niedermeier, GRÜNE PP, den Passus „Die Stadt Bremerhaven fördert 
die Beschäftigung von Frauen und begrüßt daher ihre Bewerbung.“ in die Bewerbung aufzu-
nehmen, mehrheitlich abgelehnt wurde.  
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Im Anschluss an die Sitzung wurde sowohl vom Personalamt als auch vom Rechtsamt formlos 
bestätigt, dass die mit dem Änderungsantrag begehrte Formulierung hinsichtlich der Frauenför-
derung entbehrlich sei, da es sich um eine Wahlbeamtenstelle handelt.  
 
 
 
Grantz 
Oberbürgermeister 
 


